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2. Kapitel — Verbrechen

gegen die Deutsche Demokratische Republik § 1 0 6

— die Begleitung von derartigen K urieren bei der Ausübung ih rer ver­
brecherischen Tätigkeit bzw. jegliche andere U nterstützung von K u­
rieren ;

— die B ekanntgabe von Bürgern der DDR an die im Gesetz genannten 
Stellen oder Personen m it dem Ziel, die Schleusung dieser B ürger zu 
bew irken;

— die V erm ittlung von DDR-Bürgern an diese S tellen;
— die Hingabe von finanziellen M itteln an derartige Stellen oder P er­

sonen zur U nterstützung ih rer Tätigkeit.

6. Die M erkm ale abzuwerben, zu verschleppen, auszuschleusen sind 
spezifische Form en des staatsfeindlichen M enschenhandels. H ierbei

soll vor allem  die „A bw erbung“, die W illensbeeinflussung, die Verschlep­
pung, die gew altsam e V erbringung und die Ausschleusung, die m it T äu­
schung betriebenen Formen und M ethoden staatsfeindlichen M enschen­
handels charakterisieren. \

7. Die Zielsetzung in Ziff. 2 drückt sich darin  aus, daß der T äter den 
staatsfeindlichen M enschenhandel von Organisationen, E inrichtun­

gen, G ruppen oder Personen bzw. diese von W irtschaftsunternehm en oder 
deren V ertretern  betriebenen Verbrechen bew ußt unterstü tzt.

8. Tateinheit m it § 97 liegt vor, w enn die H andlung im A uftrag im ­
perialistischer Geheim dienste begangen wird.

Neben § 105 ist § 132 und § 144 Abs. 3 wegen der unterschiedlichen 
Zielsetzung nicht anzuwenden.

§ 106
Staatsfeindliche Hetze

(1) Wer mit dem Ziel, die sozialistische Staats- oder Ge­
sellschaftsordnung der Deutschen Demokratischen Republik zu 
schädigen oder gegen sie aufzuwiegeln,
1. Schriften, Gegenstände oder Symbole, die die staatlichen, 

politischen, ökonomischen oder anderen gesellschaftlichen 
Verhältnisse der Deutschen Demokratischen Republik 
diskriminieren, einführt, herstellt, verbreitet oder anbringt;

2. Verbrechen gegen den Staat androht oder dazu auffordert. 
Widerstand gegen die sozialistische Staats- oder Gesell­
schaftsordnung der Deutschen Demokratischen Republik 
zu leisten;

3. Repräsentanten oder andere Bürger der Deutschen Demo­
kratischen Republik oder die Tätigkeit staatlicher oder 
gesellschaftlicher Organe und Einrichtungen diskriminiert;

4. den Faschismus oder Militarismus verherrlicht,
wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu fünf Jahren 
bestraft.
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